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1. Wenn Tierschutz politisch aneckt…. 
 
Die Erfahrungen in der politischen Arbeit mit Tierschutzthemen – nicht zuletzt dem 
Bundestierschutzgesetz - in den letzten Jahren haben eines eindeutig erwiesen: Wenn es 
keiner heimischen Lobby zu sehr weh tut, hat Tierschutz eine Chance. Solange es um Dinge 
wie den Schutz der Robben, das Aus für Tierversuche an Menschenaffen oder den Kampf 
gegen illegale Hundeimporte aus Qualzuchten geht, hat Tierschutz politische 
Hochkonjunktur. Doch wenn wirtschaftliche Interessen (Stichwort Schweinehaltung oder 
Tiertransporte), radikales Brauchtum (Stichwort Singvogelfang) oder politische Netzwerke 
(Stichwort Jagd) betroffen sind, hört das Tierschutzengagement der Regierenden rasch auf.  
 
Wenn nun in einer großangelegten und Österreich weiten „Razzia“ ausgerechnet gegen 
Personen, Vereine und Gruppen vorgegangen wird, die sich in den letzten Jahren mit 
großem Engagement gegen Massentierhaltung in der Schweinezucht, gegen das Elend der 
Tiertransporte oder gegen das Tierleid in der Pelztierhaltung, in der Jagd oder beim 
Singvogelfang ausgesprochen und eingesetzt haben, so macht das betroffen.  
 
Der Eindruck der staatlichen Repression gegen politisch unbequeme Aktivitäten von 
TierschützerInnen und TierrechtlerInnen entsteht nicht das erste Mal. Schon die letzten 
Jahre waren geprägt von Auseinandersetzungen um verweigerte 
Demonstrationsgenehmigungen für Anti-Pelz-Demos bestimmter Gruppen, denen seitens 
des BMI Straftaten zur Last gelegt wurden – fälschlicherweise, wie sich im Zuge 
parlamentarischer Anfragen der Grünen (XXII GP-Nr. 1148/J, XXII.GP-NR 1091/AB,  
XXIII.GP-NR 284/J, XXIII.GP-NR-262/AB, XXIII.GP-NR 1096/J,  XXIII. GP-NR 1107/AB,  
XXIII.GP-NR 3896/J, XXIII.GP-NR 3885/AB) und einer Intervention bei der Volksanwaltschaft 
herausstellte. Zu den angelasteten „Straftaten“ zählte übrigens auch die Besetzung einer 
Parteizentrale, also eine friedliche Protestaktion einer NGO, wie sie von Umwelt- oder 
Tierschutzorganisationen in Österreich wiederholt durchgeführt wurden, ohne dass die 
jeweiligen AktivistInnen deswegen mit terroristischen oder kriminellen Elementen verglichen 
worden wären. 
 
Das Vorgehen der Behörden in den letzten Tagen verstärkt den Eindruck der staatlichen 
Repression noch weiter und ist geprägt durch:  
 

• Unverhältnismäßigkeit  
Am 21.5.2008 stürmten Einheiten der WEGA Österreich weit Wohnungen von 
TierschützerInnen, traten Türen ein und holten Menschen mit der Waffe im Anschlag 
aus ihrem Bett. Computer, Handys und Unterlagen wurden beschlagnahmt. 10 
Personen wurden festgenommen, am Freitag wurde über sie die Untersuchungshaft 
verhängt – wegen „Verdunkelungsgefahr“ und „Tatbegehungsgefahr“. Angeblich 
waren dieser Aktion elfjährige (!) Ermittlungen vorangegangen. Vergleicht man das 
mit den Aktivitäten der österreichischen Polizei und Justiz gegen Menschenhändler, 
Wirtschaftskriminalität oder ähnlichem, dann drängt sich unweigerlich die Frage auf, 
ob das Ausmaß der Bedrohung (durch TierschutzaktivistInnen) noch in irgendeiner 
Relation zu den aufgewandten Mitteln steht. Dass die gebotene Verhältnismäßigkeit 
der Mittel bei den Hausdurchsuchungen und Festnahmen eingehalten wurde, wird 
wohl niemand behaupten können. 
 

• Rechtswidrigkeit  
Seit den Festnahmen gibt es bereits mehrere Beschwerden über rechtswidriges 
Vorgehen der Behörden.  
-. Bis zuletzt wurden die Beschuldigten und ihre RechtsvertreterInnen nicht über 

den konkret gegen sie vorliegenden Tatverdacht  unterrichtet, obwohl die 
Behörden dazu mehrfach aufgefordert worden waren. Die einzelnen 
Festnahmeanordnungen enthalten wortidente allgemeine Begründungen ohne 
Vorwürfe gegen einzelne Beschuldigte. Die Rechtsvertreter der Beschuldigten 
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bekamen zur Akteneinsicht einen unvollständigen Akt übermittelt, aus dem 
ebenfalls keine konkreten Vorwürfe gegen die einzelnen Personen ablesbar sind 

- Ein ausreichender Tatverdacht scheint daher nicht gegeben, damit würde aber 
die Voraussetzung für eine Haft fehlen. 

- Zumindest in zwei Fällen wurde Beschuldigten gegen ihren Willen, unter Zwang 
und rechtswidrig eine DNA-Probe per Genickabstrich entnommen.  

 
• Willkür 

Als Begründung für die Hausdurchsuchungen und Festnahmen wird die 
Mitgliedschaft in einer „kriminellen Organisation“ nach § 278a StGB angegeben, 
einem Passus des Strafrechts, der auf Mafia, Schlepperbanden und ähnliches 
ausgerichtet ist! Den Beschuldigten wird vorgeworfen, sie seien an einer  
unternehmensähnlichen Verbindung beteiligt, die auf die Begehung schwerwiegender 
strafbarer Handlungen gegen Freiheit und Vermögen ausgerichtet sei, nämlich auf  
schwere Sachbeschädigungen, Brandstiftungen und schwere Nötigungen, und die 
dadurch erheblichen Einfluss auf die Wirtschaft und Verantwortliche diverser 
Unternehmen gewinnen wolle. Zu diesen Unternehmen sollen jene zählen, die mit 
Tierprodukten handeln (Pelz, Fleisch, Eier usw.), Pharmafirmen, jagdliche 
Einrichtungen und landwirtschaftliche Betriebe mit Nutztierhaltung.   
Zugeordnet werden dieser „kriminellen Organisation“ Straftaten wie ein 
Buttersäureanschlag auf ein Geschäftslokal und ein Fahrzeug, das Verkleben von 
Türschlössern oder die Bedrohung der Pressesprecherin einer Firma. Es entsteht 
ganz der Eindruck, als würden hier einzelne in der Vergangenheit begangene 
Straftaten willkürlich zusammengefasst, ohne konkreten Tatverdacht den 
Beschuldigten „zugeordnet“ und daraus der Vorwurf einer kriminellen Organisation 
konstruiert. 
 

 
 
2. Die Grünen fordern 
 
Die Grünen wenden sich auf das schärfste gegen jeden Versuch und jede Form der 
Kriminalisierung von engagierter Tierschutzarbeit und Eintreten für Tierrechte, so politisch 
unbequem diese auch sein mögen! Strafbare Handlungen sind als solche zu verfolgen, die 
TäterInnen seriös auszuforschen und einem ordentlichen Verfahren zu unterziehen. Die 
bloße „Zuordnung“ auf Grund eines (vermuteten) inhaltlichen Zusammenhangs und ohne 
konkrete Beweise von strafbaren Handlungen zu Personen oder Organisationen ist grob 
unzulässig.  
 
Gefordert ist daher: 
 

• Aufgabe des unhaltbaren Vorwurfs der „kriminellen Organisation“ nach § 278a StGB 
 
• Umgehende Information der Beschuldigten über die konkret gegen sie vorliegenden 

Anklagepunkte 
 

• Sofortige Enthaftung aller Personen, für die kein konkreter Tatverdacht vorgelegt 
werden kann 

 
• Öffentliche Erklärung des Ministers für Inneres und der Ministerin für Justiz zur 

Begründung der Vorgangsweise der Behörden in den letzten Tagen und zum Grund 
des Vorgehens zum jetzigen Zeitpunkt. 

 
Die Grünen werden jedenfalls das Geschehen im Innenausschuss des Parlaments, der 
Donnerstag dieser Woche tagt, thematisieren. 
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